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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 12/3436 — 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/3734 

Entwurf eines Zollrechtsänderungsgesetzes 

A. Problem 

Die Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes bringt für 
die Zollverwaltung eine z. T. veränderte Aufgabenstellung mit 
sich. 

B. Lösung 

Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs der Koalitionsfrak-
tionen und der Bundesregierung, der im wesentlichen folgendes 
vorsieht: 

— Bestimmung der Aufgaben der Zollverwaltung nach Beseiti-
gung der Kontrollen an den Binnengrenzen, 

— Regelung der zur Durchführung dieser Aufgaben erforder-
lichen Befugnisse der Zollverwaltung, 

— Einräumung einer Verordnungsermächtigung zur Regelung 
der außertariflichen Zollbefreiungen, die nach dem europäi-
schen Gemeinschaftsrecht weiterhin der nationalen Gesetz-
gebungskompetenz unterliegen. 

Die vom Ausschuß empfohlenen Änderungen sind weitgehend 
redaktioneller Art  oder dienen der Präzisierung. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe der 
PDS/Linke Liste und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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C. Alternativen 

 Keine 

D. Kosten 

Da die materiellen zollrechtlichen Bestimmungen zum größten Teil 
durch geltendes Gemeinschaftsrecht geregelt werden, sind mit 
dem Gesetzentwurf keine wesentlichen finanziellen Auswirkun-
gen verbunden. Auswirkungen auf das Preis- und insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Zollrechtsänderungsgesetzes — Drucksachen 
12/3436 und 12/3734 — in der aus der anliegenden Zusammen-
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. November 1992 

Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt 

Stellv. Vorsitzender 

Claus Jäger 

Berichterstatter 

Lydia Westrich 

Berichterstatterin 



Drucksache 12/3860 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zollrechtsänderungsgesetzes 
— Drucksachen 12/3436, 12/3734 - 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zollrechtsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Zollverwaltungsgesetz (ZollVG) 

TEIL I  

Erfassung des Warenverkehrs 

§1 

Aufgaben der Zollverwaltung 

(1) Der Verkehr mit Waren über die Grenze des 
Zollgebiets der Europäischen Gemeinschaften (Zoll-
gebiet der Gemeinschaft) sowie über die Freizonen

-

grenzen wird im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zollamtlich überwacht. Die zollamtliche Überwa-
chung sichert insbesondere die Erhebung der Einfuhr-
und Ausfuhrabgaben sowie die Einhaltung des Zoll-
rechts. Einfuhr- und Ausfuhrabgaben im Sinne dieses 
Gesetzes sind die im Zollkodex geregelten Abgaben 
sowie die Einfuhrumsatzsteuer und die anderen für 
eingeführte Waren zu erhebenden Verbrauchsteuern. 
Zollkodex im Sinne dieses Gesetzes ist der in der  
Verordnung (EWG) Nr  /  festgelegte Zollkodex 
der Gemeinschaften, (ABM. EG Nr. L .:../... vom .. ., 

S. . . .) in seiner jeweils geltenden Fassung. 

(2) Der Verkehr mit verbrauchsteuerpflichtigen 
Waren über die Grenze des deutschen Verbrauch-
steuererhebungsgebietes wird zollamtlich über-
wacht. 

(3) Die zollamtliche Überwachung sichert darüber 
hinaus die Einhaltung der Vorschriften, die das Ver-
bringen von Waren in den, durch den und aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbieten oder 
beschränken (Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die deutsche Grenze). 

(4) Die Zollverwaltung erfüllt im übrigen die Aufga-
ben, die ihr durch andere Rechtsvorschriften zugewie-
sen sind. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Zollrechtsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Zollverwaltungsgesetz (ZollVG) 

TEIL I 

Erfassung des Warenverkehrs 

§1 

Aufgaben der Zollverwaltung 

(1) Der Verkehr mit Waren über die Grenze des 
Zollgebiets der Europäischen Gemeinschaften (Zoll-
gebiet der Gemeinschaft) sowie über die Freizonen-
grenzen wird im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zollamtlich überwacht. Die zollamtliche Überwa-
chung sichert insbesondere die Erhebung der Einfuhr-
und Ausfuhrabgaben sowie die Einhaltung des Zoll-
rechts. Einfuhr- und Ausfuhrabgaben im Sinne dieses 
Gesetzes sind die im Zollkodex geregelten Abgaben 
sowie die Einfuhrumsatzsteuer und die anderen für 
eingeführte Waren zu erhebenden Verbrauchsteuern. 
Zollkodex im Sinne dieses Gesetzes ist der in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates festgelegte 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. EG Nr. L 302 vom 
19. Oktober 1992, S. 1) in seiner jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) unverändert 

(3) Die zollamtliche Überwachung sichert darüber 
hinaus die Einhaltung der gemeinschaftlichen oder 
nationalen Vorschriften, die das Verbringen von 
Waren in den, durch den und aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbieten oder beschränken 
(Verbote und Beschränkungen). 

(4) unverändert 
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Entwurf 

§2 

Verkehrswege 

(1)Waren dürfen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes nur auf Zollstraßen (Absatz 4) in das oder aus dem 
Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden. Dies 
gilt nicht für den öffentlichen Schienenverkehr und 
den Luftverkehr. 

(2) Einfliegende Luftfahrzeuge dürfen nur auf 
einem Zollflugplatz landen, ausfliegende nur von 
einem solchen abfliegen. 

(3) Einfahrende Wasserfahrzeuge dürfen nur an 
Zollandungsplätzen anlegen, ausfahrende nur von 
solchen ablegen. Wasserfahrzeuge dürfen ohne zoll-
amtliche Genehmigung auf dem Verkehrsweg nicht 
mit anderen Fahrzeugen oder mit dem Land in Ver-
bindung treten. 

(4) Zollstraßen sind Landstraßen, Wasserstraßen, 
Rohrleitungen und sonstige Beförderungswege, auf 
denen Waren in das oder aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft zu verbringen sind. Zollstraßen sowie 
die Zollflugplätze und Zollandungsplätze werden 
öffentlich bekanntgegeben. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung, soweit Verbote und Beschränkun-
gen nicht entgegenstehen, zur Erleichterung des 
Verkehrs Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 und 3 
zulassen und dabei bestimmen, daß in Einzelfällen 
Ausnahmen auch im Verwaltungswege zugelassen 
werden können. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung unter den Voraussetzungen des 
Artikels 38 Abs. 4 des Zollkodex Ausnahmen von der 
in Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex 
genannten Verpflichtung, in das Zollgebiet der 
Gemeinschaft verbrachte Waren zu der von den 
Zollbehörden bezeichneten Zollstelle oder einem 
anderen von diesen Behörden bezeichneten oder 
zugelassenen Ort zu befördern, vorsehen. 

§3 

Zeitliche Beschränkung der Ein- und Ausfuhr 

(1) Waren, die auf Zollstraßen zu befördern sind, 
dürfen nur während der Öffnungszeiten der zuständi-
gen Zollstellen in das oder aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft verbracht werden. 

(2) Von der Beschränkung des Absatzes 1 befreit 
sind der Seeverkehr, der Postverkehr, der Reisever-
kehr, der fahrplanmäßige Personenschiffsverkehr auf 
Binnengewässern und der öffentliche fahrplanmäßige 
Kraftfahrzeugverkehr. Außerdem kann die zustän-
dige Oberfinanzdirektion weitere Ausnahmen und 
Erleichterungen zulassen, soweit es die Umstände 
erfordern und die Möglichkeit der zollamtlichen 
Überwachung dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§2 

Verkehrswege 

(1) Waren dürfen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes nur auf Zollstraßen (Absatz 4) in das oder aus dem 
Zollgebiet der Gemeinschaft sowie in die oder aus 
den Freizonen verbracht werden. Dies gilt nicht für 
den öffentlichen Schienenverkehr und den Luftver-
kehr. 

(2) unverändert 

(3) Einfahrende Wasserfahrzeuge dürfen nur an 
Zollandungsplätzen anlegen, ausfahrende nur von 
solchen ablegen. Wasserfahrzeuge dürfen ohne zoll-
amtliche Genehmigung auf der Zollstraße nicht mit 
anderen Fahrzeugen oder mit dem L and in Verbin-
dung treten. 

(4) Zollstraßen sind Landstraßen, Wasserstraßen, 
Rohrleitungen und sonstige Beförderungswege, auf 
denen Waren in das oder aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft sowie in die oder aus den Freizonen zu 
verbringen sind. Zollstraßen sowie die Zollflugplätze 
und Zollandungsplätze werden öffentlich bekanntge-
geben. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

§3 

Zeitliche Beschränkung der Ein- und Ausfuhr 

(1) Waren, die auf Zollstraßen zu befördern sind, 
dürfen nur während der Öffnungszeiten der zuständi-
gen Zollstellen in das oder aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft sowie in die oder aus den Freizonen 
verbracht werden. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

§4 

Gestellung 

(1) Die Gestellung ist innerhalb der dafür bekannt-
gegebenen Öffnungszeiten (§ 18) am Amtsplatz der 
zuständigen Zollstelle oder an  dem von ihr zugelasse-
nen Ort zu bewirken. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechtsverordnung 
in den im Zollkodex und in sonstigen gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften genannten Fa llen Ausnah-
men von der Pflicht zur Gestellung oder Erleichterun-
gen bei der Gestellung vorsehen. Er kann dabei 
bestimmen, daß in einzelnen Fällen Ausnahmen auch 
im Verwaltungsweg zugelassen werden können, 
soweit Verbote und Beschränkungen im Warenver-
kehr über die deutsche Grenze nicht entgegenste-
hen. 

§5 

Sondervorschriften für Postsendungen 

(1) Soweit Postsendungen nicht bereits nach Maß-
gabe des Zollkodex und sonstiger gemeinschafts-
rechtlicher Vorschriften zu gestellen sind, legt die 
Deutsche Bundespost POSTDIENST Sendungen der 
zuständigen Zollstelle zur Nachprüfung vor, bei 
denen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
bestehen, daß Waren unter Verstoß gegen ein Ein-
fuhr-, Durchfuhr- oder Ausfuhrverbot in den oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht wer-
den. Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des 
Grundgesetzes wird für die Gestellung sowie für die 
Vorlegung sonstiger Sendungen eingeschränkt. 

(2) Die Deutsche Bundespost POSTDIENST ist 
befugt, für von ihr beförderte Waren, die nach Maß-
gabe des Zollkodex zu gestellen sind, Zollanmeldun-
gen in Vertretung des Empfängers abzugeben. 

(3) § 46 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten wird durch diese Vorschrift nicht be-
rührt. 

TEIL II 

Erlangung einer zollrechtlichen Bestimmung 

§6 

Zolltarif 

(1) Der Zolltarif umfaßt die in Artikel 20 des Zollko-
dex genannten Rechtsakte sowie die Zolltarifverord-
nung vom 24. September 1986 (BGBl. II S. 896) in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
eine deutsche Zolltarifhoheit noch besteht, im Einver-
nehmen mit dem für den jeweiligen Bereich fachlich 
zuständigen Bundesminister durch Rechtsverord-
nung 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§4 

Gestellung 

(1) unverändert 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechtsverordnung 
in den im Zollkodex und in sonstigen gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften genannten Fä llen Ausnah-
men von der Pflicht zur Gestellung oder Erleichterun-
gen bei der Gestellung vorsehen. Er kann dabei 
bestimmen daß in einzelnen Fällen Ausnahmen auch 
im Verwaltungsweg zugelassen werden können, 
soweit Verbote und Beschränkungen nicht entgegen-
stehen. 

§5 

unverändert 

TEIL II 

Erlangung einer zollrechtlichen Bestimmung 

§6 

Zolltarif 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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1. aus wirtschaftlichen Gründen, insbesondere zur 
Erfüllung internationaler vertraglicher Verpflich-
tungen, Zollsätze des Zolltarifs ermäßigen oder 
aufheben; 

2. den Zolltarif insoweit ändern, 

a) als dies der Bundesrepublik Deutschland auf-
grund der Verträge zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaften, der Beitrittsverträge 
hierzu und der Verträge zu deren Änderung, 
Erweiterung, Ergänzung oder Durchführung 
oder zur Begründung einer Zollunion oder Frei

-

handelszone oder auf Grund von hierauf 
gestützten Rechtsakten von Organen der Euro-
päischen Gemeinschaften gestattet worden ist; 

b) als dies zur beschleunigten Verwirklichung der 
Ziele der unter Buchstabe a bezeichneten Ver-
träge erforderlich ist, wenn sichergestellt ist, daß 
die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften entsprechende Zolltarifände-
rungen durchführen; 

c) als die Bundesrepublik Deutschland nach den 
unter Buchstabe a bezeichneten Verträgen 
sowie nach den auf die vorbezeichneten Ver-
träge gestützten Rechtsakten von Organen der 
Europäischen Gemeinschaften zur Festsetzung 
von Zollkontingenten berechtigt ist. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
eine deutsche Zolltarifhoheit noch besteht, durch 
Rechtsverordnung den Zolltarif insoweit ändern, 

1. als die Bundesrepublik Deutschl and nach den in 
Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a bezeichneten Verträ-
gen, auf Grund von hierauf gestützten Rechtsakten 
von Organen der Europäischen Gemeinschaften 
oder auf Grund von Beschlüssen der im Rat verei-
nigten Vertreter der Regierungen der Mitglied-
staaten dazu verpflichtet ist; 

2. als es zur Durchführung von Verträgen, die die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
oder diese Gemeinschaften mit anderen Staaten 
geschlossen haben, sowie von Beschlüssen über 
die beschleunigte Verwirklichung der Ziele der 
vorbezeichneten Verträge erforderlich ist; 

3. als die Bundesrepublik Deutschland nach den in 
Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a und den in Nummer 2 
bezeichneten Verträgen, auf Grund von hierauf 
gestützten Rechtsakten von Organen der Europäi-
schen Gemeinschaften oder auf Grund von 
Beschlüssen der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten zur Festsetzung 
von Zollkontingenten verpflichtet ist. 

(4) Bei Zolltarifänderungen nach den Absätzen 2 
und 3 können Zollsätze, die gesenkt werden, bis auf 
ganze Zahlen nach unten und Zollsätze, die erhöht 
werden, bis auf volle Zahlen nach oben gerundet 
werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) unverändert 



Drucksache 12/3860 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Entwurf 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
eine deutsche Zolltarifhoheit noch besteht, zur inter-
nationalen Vereinheitlichung oder aus anderen zoll-
technischen Gründen durch Rechtsverordnung das 
Schema des Zolltarifs einschließlich der Allgemeinen 
Vorschriften ändern, ohne den Zollsatz oder die Zoll-
freiheit für die be troffenen Waren zu ändern. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
eine deutsche Zolltarifhoheit noch besteht, den Zoll-
tarif durch Rechtsverordnung insoweit ändern, als die 
Bundesrepublik Deutschland auf Grund unmittelbar 
in allen Mitgliedstaaten geltender Verordnungen der 
Organe der Europäischen Gemeinschaften über 

Änderungen oder Ergänzungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs verpflichtet oder ermächtigt ist, Durchfüh-
rungsvorschriften, insbesondere über die Zulassung 
zu einer Tarifstelle, zu erlassen. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen kann im Ein-
vernehmen mit dem für die jewei ligen Waren fachlich 
zuständigen Bundesminister durch Rechtsverordnung 
die Inanspruchnahme eines Zollkontingents von der 
Vorlage eines Zollkontingentscheins abhängig ma-
chen und die Grundsätze für die Verteilung sowie die 
für die Verteilung zuständige Zollkontingentschein-
stelle festsetzen. Die Grundsätze für die Verteilung 
müssen unter Berücksichtigung der mit der Einfüh-
rung des Zollkontingents verfolgten wirtschaft lichen 
Ziele, wie der Preisdämpfung, Befriedigung eines 
bestimmten Bedarfs oder Pflege bestimmter Handels-
beziehungen, die volkswirtschaftlich zweckmäßige 
Ausnutzung des Zollkontingents ermöglichen. Sie 
können vorsehen, daß die Zollkontingentswaren nur 
zur Belieferung von Verbrauchern in bestimmten 
Teilen des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zu ver-
wenden sind sowie daß Einführer bevorzugt zu 
berücksichtigen sind, die durch einen höheren als den 
auf Grund des Kontingentszollsatzes zu entrichtenden 
Zoll in der Ausübung ihres Gewerbes besonders 
betroffen werden. Im Rahmen der Grundsätze für die 
Verteilung kann die Ausnutzung des Zollkontingents 
von sachlichen und persönlichen Voraussetzungen 
abhängig gemacht werden. 

(8) Der Bundesminister der Finanzen regelt durch 
Rechtsverordnung die Zuständigkeit für die Erteilung 
von verbindlichen Zolltarifauskünften nach Artikel 12 
des Zollkodex. 

§ 7 

Nichtannahme der Zollanmeldung 

(1) Unbeschadet des Zollkodex und der sonstigen 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften lehnt die Zoll-
stelle die Annahme der Zollanmeldung ab, wenn 

1. die Zollstelle sachlich nicht zuständig ist, 

2. die Voraussetzungen für die beantragte Zollbe-
handlung nicht vorliegen oder 

3. Verbote und Beschränkungen für den Warenver-
kehr über die deutsche Grenze entgegenstehen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) unverändert 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann, soweit 
eine deutsche Zolltarifhoheit noch besteht, den Zoll-
tarif durch Rechtsverordnung insoweit ändern, als die 
Bundesrepublik Deutschland auf Grund unmittelbar 
in allen Mitgliedstaaten geltender Rechtsakte der 
Organe der Europäischen Gemeinschaften über 
Änderungen oder Ergänzungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs verpflichtet oder ermächtigt ist, Durchfüh-
rungsvorschriften zu erlassen. 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

§7 

Nichtannahme der Zollanmeldung 

(1) Unbeschadet des Zollkodex und der sonstigen 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften lehnt die Zoll-
stelle die Annahme der Zollanmeldung ab, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Verbote und Beschränkungen entgegenstehen. 
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(2) Die Zollstelle kann die Annahme der Zollanmel-
dung ablehnen, wenn 

1. sie örtlich nicht zuständig ist, 

2. die Regelungen über den Amtsplatz oder die Öff-
nungszeiten (§ 18) nicht beachtet worden sind. 

§8 

Nämlichkeitssicherung 

Soweit die Sicherung der Nämlichkeit (Artikel 72 
des Zollkodex) erforderlich ist, hat der Beteiligte 
Räume, Beförderungsmittel und Behältnisse, die zoll-
amtlich verschlossen werden sollen, auf seine Kosten 
zollsicher herzurichten. Er hat auch auf seine Kosten 
an Packstücken und Waren die Vorrichtungen zum 
Anlegen der Nämlichkeitsmittel anzubringen und 
Muster, Abbildungen oder Beschreibungen von 
Waren unentgeltlich zur Verfügung zu stellen, wenn 
sie als Nämlichkeitsmittel erforderlich sind. 

§ 9  

Zollbehandlung auf dem Betriebsgelände 
bestimmter Unternehmen 

(1) Wird die Zollbehandlung des Personen- oder 
Güterverkehrs auf dem Betriebsgelände eines Unter-
nehmens durchgeführt, das dem öffentlichen Verkehr 
oder dem öffentlichen Warenumschlag dient, so gel-
ten für die Beziehung zwischen der Zollverwaltung 
und dem Unternehmen die Absätze 2 bis 5. 

(2) Das Unternehmen stellt die erforderlichen Ein

-

richtungen, insbesondere Rampen, Lagerräume und 
-plätze, Brücken, Diensträume, Wiege- und Untersu-
chungsvorrichtungen, Parkplätze für die Dienstkraft-
fahrzeuge und Kraftfahrzeuge der Zollbediensteten 
zur Verfügung, und hält sie in gutem Zustand. Die 
Zollverwaltung vergütet dem Unternehmen auf 
Antrag seine Selbstkosten, soweit es diese Einrichtun-
gen nicht ohnehin benötigt. Soweit ein Aufwand über 
das Maß hinausgeht, das für zolleigene Einrichtungen 
üblich ist, wird er nicht vergütet. 

(3) Die Zollverwaltung kann von dem Unternehmen 
weitere Leistungen verlangen, die mit der Zollbe-
handlung der von ihm beförderten oder umgeschlage

-

nen Waren zusammenhängen und die ihm nach den 
Umständen zugemutet werden können. Das Unter-
nehmen kann dafür Vergütung seiner Selbstkosten 
verlangen. 

(4) Für die von der Zollverwaltung zu zahlende 
Vergütung kann eine Pauschale vereinbart werden. 

(5) Verkehrsverwaltungen des Bundes gelten als 
Unternehmen im Sinne der vorstehenden Absätze. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

§ 8 

unverändert 

§ 9  

unverändert 
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TEIL III 

Befugnisse der Zollverwaltung 

§10 

Zollamtliche Überwachung 

(1) Unbeschadet der §§ 209 bis 211 der Abgaben-
ordnung können die Bediensteten der Zollverwaltung 
zur Durchführung der in § 1 genannten Aufgaben im 
grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1) Personen anhalten; die 
zum Anhalten aufgeforderte Person hat auf Verlangen 
der Zollbediensteten stehenzubleiben und sich auszu-
weisen. Führer von Beförderungsmitteln haben auf 
Verlangen zu halten. Sie haben den Zollbediensteten 
auf Verlangen auch zu ermöglichen, an Bord und von 
Bord zu gelangen. Gepäck, Beförderungsmittel und 
ihre Ladung können zur Feststellung des zollredlichen 
Besitzes mitgeführter Waren an Ort und Stelle oder 
einem anderen geeigneten Ort geprüft werden. Die 
von der Prüfung Betroffenen haben dafür nach den 
Umständen dienliche Hilfe zu leisten. 

(2) Außerhalb des grenznahen Raums gilt Absatz 1, 
wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
gegeben sind, daß vorschriftswidrig Nichtgemein-
schaftswaren, verbrauchsteuerpflichtige Waren oder 
Waren, die Verboten und Beschränkungen unterlie-
gen (§ 1 Abs. 3), mitgeführt werden. 

(3) Personen können bei Vorliegen zureichender 
tatsächlicher Anhaltspunkte, daß sie vorschriftswidrig 
Nichtgemeinschaftswaren, verbrauchsteuerpflichtige 
Waren oder Waren, die Verboten und Beschränkun-
gen unterliegen (§ 1 Abs. 3), bei sich führen, angehal-
ten und an einem hierfür geeigneten Ort körperlich 
durchsucht werden. Sie können an  Ort und Stelle 
abgetastet werden, wenn zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß sie Waffen in oder 
unter ihrer Kleidung verborgen halten. 

(4) Die Zollbediensteten dürfen nach § 5 Abs. 1 
vorgelegte Sendungen öffnen und prüfen. 

(5) Die Grundrechte auf Freiheit der Person, das 
Brief- und Postgeheimnis sowie auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 2 Abs. 2, Artikel 10 und 
Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach 
Maßgabe der Absätze 1 bis 4 eingeschränkt. 

§ 11 

Überholung 

(1) Im Rahmen der Erfassung des Warenverkehrs 
kann durch Überholung am Ort der Gestellung 
geprüft werden, ob Nichtgemeinschaftswaren einge-
führt worden sind oder ob der Gestellungspflicht 
vollständig genügt worden ist. Stehen dafür erforder-
liche Einrichtungen am Amtsplatz oder einem ande-
ren für die Gestellung zugelassenen Ort nicht zur 
Verfügung, so kann für die Überholung der nächste 
geeignete Ort bestimmt werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

TEIL III 

Befugnisse der Zollverwaltung 

§ 10 

Zollamtliche Überwachung 

(1) Unbeschadet der §§ 209 bis 211 der Abgaben-
ordnung können die Bediensteten der Zollverwaltung 
zur Durchführung der in § 1 genannten Aufgaben im 
grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1) Personen anhalten. 
Die zum Anhalten aufgeforderte Person hat auf Ver-
langen der Zollbediensteten stehenzubleiben und 
sich auszuweisen. Führer von Beförderungsmitteln 
haben auf Verlangen zu halten. Sie haben den Zoll-
bediensteten auf Verlangen auch zu ermöglichen, an 
Bord und von Bord zu gelangen. Gepäck, Beförde-
rungsmittel und ihre Ladung können zur Feststellung 
des zollredlichen Besitzes mitgeführter Waren an Ort 
und Stelle oder einem anderen geeigneten Ort geprüft 
werden. Die von der Prüfung Betroffenen haben dafür 
nach den Umständen dienliche Hilfe zu leisten. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Das Grundrecht auf Freiheit der Person, das 
Brief- und Postgeheimnis sowie das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 2 Abs. 2, 
Artikel 10 und 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) werden 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 eingeschränkt. 

§11 

unverändert 
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(2) Der Gestellungspflichtige hat die Überholung zu 
ermöglichen. Er hat dabei selbst oder durch andere 
auf seine Kosten und Gefahr die erforderliche Hilfe 
nach zollamtlicher Anweisung zu leisten. Er hat auf 
Verlangen schwer feststellbare, zur Aufnahme von 
Waren geeignete Stellen anzugeben sowie Beschrei-
bungen des Beförderungsmittels, Verzeichnisse der 
Ausrüstungsstücke und Ersatzteile und andere Unter-
lagen über das Beförderungsmittel vorzulegen. Diese 
Pflichten treffen für das Beförderungsmittel seinen 
Führer. 

§ 12 

Weiterleitungsbefugnis 

Ergeben sich bei der zollamtlichen Überwachung 
zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür, daß 
Waren unter Verstoß gegen ein Einfuhr-, Durchfuhr-
oder Ausfuhrverbot in den oder aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbracht werden und werden 
diese Anhaltspunkte durch Nachprüfung nicht ent-
kräftet, so werden die Waren und die dazugehörigen 
Verwaltungsvorgänge vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelungen der Staatsanwaltschaft oder, 
wenn nur die Ahndung als Ordnungswidrigkeit in 
Betracht kommt, der für die Verfolgung und Ahndung 
zuständigen Verwaltungsbehörde vorgelegt. Für 
Postsendungen gilt dies nur, wenn zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen. 
Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des 
Grundgesetzes wird nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 
eingeschränkt. 

§ 13 

Verwertung von Waren 

(1) Soweit im Zollkodex und in sonstigen gemein-
schaftsrechtlichen Vorschriften geregelt ist, daß 
Waren durch die Zollbehörden veräußert werden 
können, werden sie durch Wegnahme oder Verfü-
gungsverbot zollamtlich sichergestellt. Die Vorschrif-
ten der Abgabenordnung über die Verwertung 
gepfändeter Sachen gelten sinngemäß. Die veräußer-
ten Waren werden dem Erwerber ausgehändigt, 
nachdem sie eine zollrechtliche Bestimmung erhalten 
haben und wenn Verbote und Beschränkungen nicht 
entgegenstehen. 

(2) Ist eine Veräußerung nach Absatz 1 Satz 2 
erfolglos versucht worden, können die Waren mit der 
Wirkung veräußert werden, daß sie mit der Aushändi-
gung in den zollrechtlich freien Verkehr treten. Die 
Einfuhrabgaben sind aus dem Verwertungserlös zu 
decken. Für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Waren und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt der Veräußerung 
maßgebend. Reicht der Verwertungserlös zur Dek

-

kung der Einfuhrabgaben nicht aus, können diese auf 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 12 

Weiterleitungsbefugnis 

Ergeben sich bei der zollamtlichen Überwachung 
zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür, daß 
Waren unter Verstoß gegen ein Einfuhr-, Durchfuhr-
oder Ausfuhrverbot in den oder aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbracht werden, und werden 
diese Anhaltspunkte durch Nachprüfung nicht ent-
kräftet, so werden die Waren und die dazugehörigen 
Verwaltungsvorgänge vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelungen der Staatsanwaltschaft oder, 
wenn nur die Ahndung als Ordnungswidrigkeit in 
Betracht kommt, der für die Verfolgung und Ahndung 
zuständigen Verwaltungsbehörde vorgelegt. Für 
Postsendungen gilt dies nur, wenn zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen. 
Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des 
Grundgesetzes wird nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 
eingeschränkt. 

§ 13 

Verwertung von Waren 

(1) Soweit im Zollkodex und in sonstigen gemein-
schaftsrechtlichen Vorschriften geregelt ist, daß 
Waren durch die Zollbehörden veräußert werden 
können, können sie durch Wegnahme oder Verfü-
gungsverbot zollamtlich sichergestellt werden. Die 
Vorschriften der Abgabenordnung über die Verwer-
tung gepfändeter Sachen gelten sinngemäß. Die Ver-
bote und Beschränkungen sind zu beachten. Die 
Beteiligten sollen vor der Veräußerung gehört wer-
den. Die Anordnung sowie Zeit und Ort der Veräu-
ßerung sind ihnen, soweit möglich, mitzuteilen. Die 
veräußerten Waren werden dem Erwerber ausgehän-
digt, nachdem sie eine zollrechtliche Bestimmung 
erhalten haben. 

(2) entfällt 
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den Betrag des Verwertungserlöses ermäßigt werden, 
soweit sie nicht den Ländern zustehen. 

(3) Vorübergehend verwahrte Waren (Artikel 50 des 
Zollkodex) können unbeschadet der Absätze 1 und 2 
veräußert werden, wenn ihnen Verderb oder eine 
wesentliche Minderung ihres Wertes droht oder ihre 
Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung unverhältnis-
mäßig viel kostet oder verhältnismäßig schwierig ist. 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 sind anzuwenden. Die 
Beteiligten sollen vor der Veräußerung gehört wer-
den. Die Anordnung sowie Zeit und Ort der Veräuße-
rung sind ihnen, soweit möglich, mitzuteilen. 

(4) Waren, die nach den Absätzen 1 bis 3 nicht 
veräußert werden können, können vernichtet wer

-

den. 

TEIL IV 

Vorschriften für Grundstücke und Bauten 
im grenznahen Raum 

§ 14 

Grenznaher Raum 

(1) Der grenznahe Raum erstreckt sich am deut-
schen Teil der Zollgrenze der Gemeinschaft bis zu 
einer Tiefe von 30 Kilometern; von der seewärtigen 
Begrenzung des Zollgebiets der Gemeinschaft an bis 
zu einer Tiefe von 50 Kilometern. Der Bundesminister 
der Finanzen wird ermächtigt, zur Sicherung der 
Zollbelange durch Rechtsverordnung den grenzna-
hen Raum auszudehnen, soweit die zollamtliche 
Überwachung dies erfordert. 

(2) Zollbedienstete dürfen im grenznahen Raum 
Grundstücke mit Ausnahme von Gebäuden betreten 
und befahren. Das Hauptzollamt kann verlangen, daß 
Grundstückseigentümer und -besitzer einen Grenz-
pfad freilassen, an Einfriedungen Durchlässe oder 
Übergänge einrichten oder Wassergräben überbrük-
ken. Das Hauptzollamt kann darüber hinaus auf 
eigene Kosten Grenzpfade, Durchlässe, Übergänge 
oder Brücken einrichten oder verbessern. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann für den 
grenznahen Raum durch Rechtsverordnung zur 
Sicherung der Zollbelange 

1. das Feilbieten und Ankaufen von Waren im Reise-
gewerbe verbieten oder beschränken, 

2. anordnen, daß Weidevieh gekennzeichnet und 
über seinen Bestand Buch geführt wird. 

Der Bundesminister der Finanzen kann die Ermächti-
gungen durch Rechtsverordnung auf die Oberfinanz-
direktionen übertragen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Im Rahmen des Artikels 56 des Zollkodex 
können vorübergehend verwahrte Waren durch die 
Zollbehörden veräußert werden, wenn ihnen Verderb 
oder eine wesentliche Minderung ihres Wertes droht 
oder ihre Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung 
unverhältnismäßig viel kostet oder unverhältnismäßig 
schwierig ist. Absatz 1 ist anzuwenden. 

(3) Waren, die nach den Absätzen 1 oder 2 nicht 
veräußert werden können, können vernichtet wer-
den. 

TEIL IV  

Vorschriften für Grundstücke und Bauten 
im grenznahen Raum 

§ 14 

Grenznaher Raum 

(1) Der grenznahe Raum erstreckt sich am deut-
schen Teil der Zollgrenze der Gemeinschaft bis zu 
einer Tiefe von 30 Kilometern, von der seewärtigen 
Begrenzung des Zollgebiets der Gemeinschaft an bis 
zu einer Tiefe von 50 Kilometern. Der Bundesminister 
der Finanzen wird ermächtigt, zur Sicherung der 
Zollbelange durch Rechtsverordnung den grenzna-
hen Raum auszudehnen, soweit die zollamtliche 
Überwachung dies erfordert. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
Binnengewässer, die von außerhalb des Zollgebiets 
der Gemeinschaft her zu Wasser zugänglich sind, ihre 
Inseln und ihr Ufergelände, Zollflugplätze sowie den 
um die Freizonen gelegenen Bereich in einer für die 
wirksame Überwachung erforderlichen Ausdehnung 
der Grenzaufsicht unterwerfen, soweit dort Nichtge-
meinschaftswaren befördert werden. Für ein solches 
Gebiet gelten die Absätze 2 und 3 sowie § 10 Abs. 1 
und § 15 Abs. 5 entsprechend. 

§ 15 

Grundstücke und Bauten in Grenznähe, 
an Freizonengrenzen und auf Flugplätzen 

(1) Bauten dürfen innerhalb einer Entfernung von 
100 Metern, in Orten mit geschlossener Bauweise von 
50 Metern, vom deutschen Teil der Zollgrenze der 
Gemeinschaft nur mit Zustimmung des Hauptzollamts 
errichtet oder geändert werden. Die Entfernung 
bestimmt sich bei Binnengewässern vom Ufer, an  der 
Küste von der Strandlinie an. Der Zustand von Grund-
stücken darf innerhalb dieses Geländestreifens nur 
mit Zustimmung des Hauptzollamts verändert wer-
den, wenn die Veränderung über die übliche Bewirt-
schaftung hinausgeht. Die Zustimmung kann versagt 
werden, wenn die Sicherheit der Zollbelange gefähr-
det würde. Sind Bauarbeiten oder Veränderungen 
ohne Zustimmung des Hauptzollamts ausgeführt wor-
den, so kann das Hauptzollamt verlangen, daß der 
frühere Zustand wiederhergestellt wird. Bei dicht an 

 der Zollgrenze der Gemeinschaft liegenden Gebäu-
den und schwimmenden Anlagen kann das Haupt-
zollamt jederzeit Fenstergitter, Türverschlüsse oder 
andere • besondere Sicherungsvorrichtungen anord-
nen. 

(2) Das Hauptzollamt kann in einzelnen Fä llen die 
Benutzung von Grundstücken durch Personen, die 
nicht dort  wohnen, in dem in Absatz 1 bezeichneten 
Geländestreifen beschränken, wenn dies für die zoll-
amtliche Überwachung erforderlich ist. Die Zollver-
waltung kann auf Grundstücken in diesem Gelände-
streifen auf eigene Kosten Sperren, Hindernisse, 
Schutzhütten, Zugangswege und ähnliche Anlagen 
errichten, die unerlaubten Warenverkehr über die 
Zollgrenze erschweren oder eine bessere Überwa-
chung ermöglichen. 

 
(3) Einrichtungen auf Zollflugplätzen (§ 2 Abs. 2) 

und verkehrsrechtlich zugelassenen Flugplätzen sind, 
soweit sie die Sicherheit der Zollbelange gefährden, 
auf Anordnung des Hauptzollamts zu entfernen oder 
mit geeigneten Sicherungsvorrichtungen zu verse-
hen. 

(4) Bezüglich des  um  die Freizonen (§ 20 Abs. 1) 
gelegenen Bereichs gelten die Absätze 1 und 2 mit der 
Maßgabe, daß die Entfernung von der Freizonenbe-
grenzung drei Meter beträgt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
Binnengewässer, die von außerhalb des Zollgebiets 
der Gemeinschaft her zu Wasser zugänglich sind, ihre 
Inseln und ihr Ufergelände, Zollflugplätze, verkehrs-
rechtlich zugelassene Flugplätze sowie den urn die 
Freizonen gelegenen Bereich in einer für die wirk-
same Überwachung erforderlichen Ausdehnung der 
Grenzaufsicht unterwerfen, wenn dort Nichtgemein-
schaftswaren befördert werden. Für ein solches 
Gebiet gelten die Absätze 2 und 3 sowie § 10 Abs. 1 
und § 15 Abs. 5 entsprechend. 

§ 15 

unverändert 
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(5) Entschädigungen werden in den Fällen der 
Absätze 1 bis 4 nicht gewährt. Erleidet jemand durch 
eine Maßnahme auf Grund des § 14 Abs. 2 Satz 1 und 2 
einen Schaden, so ist ihm ein angemessener Aus-
gleich zu gewähren. Für Anordnungen des Hauptzoll-
amts nach § 14 Abs. 2 und den Absätzen 1 bis 3 gelten 
die §§ 328 bis 335 der Abgabenordnung sinnge-
mäß. 

(6) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wehranlagen 
und Übungsplätze der Bundeswehr oder der Truppen 
verbündeter Staaten und für Anlagen der Deutschen 
Bundesbahn oder der Deutschen Reichsbahn. 

§ 16 

Enteignung 

(1) Für die Errichtung von Zollbauten im grenzna-
hen Raum (§ 14 Abs. 1) ist die Enteignung zulässig. 

(2) Für Enteignungen nach Absatz 1 gelten § 2 und 
der Zweite und Dritte Teil sowie die §§ 67, 68, 71, 73 
und 74 des Landbeschaffungsgesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 54-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, sinngemäß. 

TEIL V 

Zollverwaltung; Beistandspflichten 

§ 17 

Zollbehörden und Zollstellen; 
Grenzaufsichtsdienst 

(1) Der organisatorische Aufbau der Zollverwaltung 
bestimmt sich nach dem Finanzverwaltungsgesetz 
vom 30. August 1971 (BGBl. I S. 1426, 1427) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

(2) Dienststellen der Zollverwaltung sind Zollbehör-
den im Sinne von Artikel 4 Nr. 3 des Zollkodex. Die 
Hauptzollämter und ihre Dienststellen sind Zollstellen 
im Sinne von Artikel 4 Nr. 4 des Zollkodex. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung die Zuständigkeiten der Haupt-
zollämter und ihrer Dienststellen festlegen. 

(4) Der Grenzaufsichtsdienst der Zollverwaltung 
sichert unbeschadet anderer gesetzlicher Regelungen 
insbesondere den deutschen Teil der Grenze des 
Zollgebiets der Gemeinschaft und überwacht die 
Freizonen (§ 20 Abs. 1) sowie die der Grenzaufsicht 
unterworfenen Gebiete und die Zollflugplätze (Grenz-
aufsicht). Zum Grenzaufsichtsdienst der Zollverwal-
tung gehören alle Zollbediensteten — einschließlich 
der Bediensteten des Wasserzolldienstes —, die in der 
Grenzaufsicht tätig sind. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 16 

unverändert 

TEIL V 

Zollverwaltung; Beistandspflichten 

§ 17 

Zollbehörden und Zollstellen; 
Grenzaufsichtsdienst 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Der Grenzaufsichtsdienst der Zollverwaltung 
sichert unbeschadet anderer gesetzlicher Regelungen 
insbesondere den deutschen Teil der Grenze des 
Zollgebiets der Gemeinschaft und überwacht den 
grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1) sowie die der Grenz-
aufsicht unterworfenen Gebiete (§ 14 Abs. 4). Zum 
Grenzaufsichtsdienst der Zollverwaltung gehören alle 
Zollbediensteten — einschließlich der Bediensteten 
des Wasserzolldienstes —, die in der Grenzaufsicht 
tätig sind. 
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§ 18 

Öffnungszeiten und Amtsplätze 

Die Öffnungszeiten der Zollstellen und deren Amts-
plätze werden durch Aushang bei den Zollstellen 
bekanntgegeben. 

§ 19 

Beistand 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Reichs-
bahn durch Rechtsverordnung zur Erleichterung des 
Verkehrs Hoheitsaufgaben übertragen. Ausgenom-
men ist dabei der Erlaß von Abgabenbescheiden. Dies 
gilt auch für andere nach § 111 Abs. 1 der Abgaben-
ordnung zur Amtshilfe verpflichteten Verwaltungen 
des Bundes, sofern sie diese Aufgaben durch Bundes-
beamte wahrnehmen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Verwaltungen und 
die nach § 111 Abs. 4 der Abgabenordnung zu 
Zollhilfsorganen bestellten Unternehmen haben den 
Zollstellen bei der zollamtlichen Überwachung und 
bei der Zollbehandlung des Personen- und Güterver-
kehrs, dem ihre Einrichtungen dienen, Hilfe zu lei-
sten, insbesondere 

1. die mit der zollamtlichen Überwachung ihres Ver-
kehrs betrauten Zollbediensteten im Dienst unent-
geltlich zu befördern und ihnen den Zutritt zu ihren 
Anlagen unentgeltlich zu gestatten, 

2. den in Betracht kommenden Zollstellen die Fahr-
und Flugpläne einschließlich deren Änderungen 
für den Verkehr über die Grenze rechtzeitig und 
kostenlos mitzuteilen. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Verwaltungen und 
Unternehmen haben Bedienstete, die wegen einer 
Steuerstraftat oder einer Steuerordnungswidrigkeit 
rechtskräftig verurteilt sind, auf Verlangen des Haupt-
zollamts von jeder Verrichtung auszuschließen, auf 
die sich die zollamtliche Überwachung erstreckt. 

TEIL VI 

Sondervorschriften für Freizonen 
und andere Teile des Hoheitsgebiets 

§ 20 

Freizonen 

(1) Freizonen (Artikel 166 des Zollkodex) sind die-
jenigen Einrichtungen, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehen. Die Errichtung neuer Freizonen 
bedarf eines Bundesgesetzes. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§18 

unverändert 

§ 19 

unverändert 

TEIL VI 

Sondervorschriften für Freizonen 
und andere Teile des Hoheitsgebiets 

§ 20 

Freizonen 

(1) unverändert 
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(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Anpassung an wirtschaftliche Erfordernisse oder zur 
Vereinfachung der zollamtlichen Überwachung 
durch Rechtsverordnung den Verlauf einer Freizonen-
begrenzung ändern, soweit der wesentliche Bestand 
der Freizone nicht berührt wird. 

§ 21 

Persönliche Beschränkungen 

Personen dürfen in Freizonen nur mit besonderer 
Erlaubnis des Hauptzollamts wohnen. Die Erlaubnis 
wird erteilt, wenn Zollbelange nicht entgegenste-
hen. 

§ 22 

Bauten in Freizonen 

Bauten dürfen in Freizonen nur mit Zustimmung des 
Hauptzollamts errichtet, wesentlich in ihrer Bauart 
geändert oder anders verwendet werden. Sind Bauar-
beiten ohne Zustimmung des Hauptzollamts ausge-
führt worden, so kann das Hauptzollamt verlangen, 
daß der frühere Zustand wiederhergestellt wird. Die 
Beschränkungen gelten nicht für Bauten des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden; die Baupläne müssen 
jedoch dem Hauptzollamt spätestens einen Monat vor 
Baubeginn zugeleitet werden. Die Zustimmung kann 
versagt werden, wenn die Sicherheit der Zollbelange 
gefährdet würde. 

§ 23 

Überwachung der Freizonen 

Der Bundesminister der Finanzen kann zur Siche-
rung der Freizonengrenzen durch Rechtsverordnung, 
insbesondere zur Ausgestaltung notwendiger Umfrie-
dungen, das Nähere bestimmen. 

§ 24 

Helgoland 

(1) Auf der Insel Helgoland kann nach Artikel 38 
Abs. 3 des Zollkodex eine Zollstelle errichtet werden, 
die nach den im Zollgebiet der Gemeinschaft gelten-
den Vorschriften Amtshandlungen vornimmt. 

(2) Auf Helgoland kann das Befördern, Lagern, 
Veredeln und Verwenden von Nichtgemeinschafts-
waren sowie der Handel damit in einzelnen Fä llen 
beschränkt werden, wenn es die zollamtliche Über-
wachung erfordert. Unter den gleichen Voraussetzun-
gen können dort Betriebe, die gewerbsmäßig Ge-
meinschaftswaren befördern, lagern, veredeln, ver-
wenden oder damit handeln, unter zollamtliche Über-
wachung gestellt und die Betriebsinhaber zur Buch-
führung verpflichtet werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Anpassung an wirtschaftliche Erfordernisse oder zur 
Vereinfachung der zollamtlichen Überwachung 
durch Rechtsverordnung den Verlauf einer Freizo-
nengrenze andern, soweit der wesentliche Bestand 
der Freizone nicht berührt wird. 

§ 21 

unverändert 

§ 22 

Bauten in Freizonen 

Bauten dürfen in Freizonen nur mit Zustimmung des 
Hauptzollamts errichtet, wesentlich in ihrer Bauart 
geändert oder anders verwendet werden. Die Zustim-
mung kann versagt werden, wenn die Sicherheit der 
Zollbelange gefährdet würde. Sind Bauarbeiten ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts ausgeführt worden, 
so kann das Hauptzollamt verlangen, daß der frühere 
Zustand wiederhergestellt wird. Die Beschränkungen 
gelten nicht für Bauten des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden; die Baupläne müssen jedoch dem 
Hauptzollamt spätestens einen Monat vor Baubeginn 
zugeleitet werden. 

§ 23 

Überwachung der Freizonen 

Der Bundesminister der Finanzen kann zur Siche-
rung der Freizonengrenzen, insbesondere zur Ausge-
staltung notwendiger Umfriedungen, das Nähere 
durch Rechtsverordnung bestimmen. 

§ 24 

Helgoland 

(1) unverändert 

(2) Auf Helgoland kann das Befördern, Lagern, 
Veredeln und Verwenden von Nichtgemeinschafts-
waren sowie der Handel damit in einzelnen Fällen 
beschränkt werden, wenn es die zollamtliche Über-
wachung erfordert. Unter den gleichen Voraussetzun-
gen können dort  Betriebe, die gewerbsmäßig Nicht-
gemeinschaftswaren oder unversteuerte Gemein-
schaftswaren befördern, lagern, veredeln, verwenden 
oder damit handeln, unter zollamtliche Überwachung 
gestellt und die Betriebsinhaber zur Buchführung 
verpflichtet werden. 
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(3) Für die Verbote, Beschränkungen und Siche-
rungsmaßnahmen auf Helgoland gelten die §§ 328 bis 
335 der Abgabenordnung sinngemäß. 

TEIL VII 

Sonstige Vorschriften 

§ 25 

Beschränkung des Warenverkehrs 

(1) Der Handel mit Nichtgemeinschaftswaren oder 
unversteuerten Waren, die zur Verwendung als 
Schiffs- und Reisebedarf bestimmt sind, darf nur mit 
schriftlicher Erlaubnis des Hauptzollamts betrieben 
werden. Die Erlaubnis kann zur Sicherung der Zoll-
belange mit Auflagen verbunden werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
die Abgabe und den Bezug unverzollter oder unver-
steuerter Waren als Schiffs- und Reisebedarf ein-
schränken oder für bestimmte Fälle untersagen. 

§ 26 

Versand 

(1) Soweit der Zollkodex oder sonstige gemein-
schaftsrechtliche Vorschriften eine Befugnis zur Ein-
räumung von Erleichterungen oder vereinfachten 
Verfahren im Rahmen des gemeinschaftlichen Ver-
sandverfahrens vorsehen, kann der Bundesminister 
der Finanzen das Nähere durch Rechtsverordnung 
regeln. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt durch Rechtsverordnung, Vereinbarungen nach 
Artikel 97 Abs. 2 Buchstabe a des Zollkodex im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in Kraft zu setzen 
und ergänzende Verfahrensvorschriften zur Durch-
führung dieser Vereinbarungen zu erlassen. 

§ 27 

Abgabenerhebung zum Pauschsatz 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung für Waren, die weder zum Handel 
noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt sind, 
zur Abgeltung der Einfuhrabgaben pauschalierte 
Abgabensätze festsetzen, die angewendet werden, 
wenn der Zollanmelder nicht Verzollung nach dem 
Zolltarif und Versteuerung nach den in Be tracht 
kommenden Steuergesetzen beantragt. 

(2) Absatz 1 sowie Artikel 81 des Zollkodex gelten 
nicht für Eingangsabgaben, deren Aufkommen den 
Ländern zusteht. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 

TEIL VII 

Sonstige Vorschriften 

§ 25 

unverändert 

§ 26 

Versand 

(1) unverändert 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Vereinbarungen nach 
Artikel 97 Abs. 2 Buchstabe a des Zollkodex im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in Kraft zu setzen 
und ergänzende Verfahrensvorschriften zur Durch-
führung dieser Vereinbarungen zu erlassen. 

§ 27 

Abgabenerhebung zum Pauschsatz 

(1) unverändert 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Einfuhrabgaben, deren 
Aufkommen den Ländern zusteht. 
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TEIL VIII 

Sonstige Ermächtigungen 

§ 28 

Rechtsverordnungsermächtigungen 
für Verfahrensregelungen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, zur Sicherung der Zollbelange durch Rechtsver-
ordnung die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich-
ten näher zu bestimmen und das Verfahren der 
zollamtlichen Überwachung in das oder aus dem 
Zollgebiet der Gemeinschaft verbrachter Waren 
sowie das Erreichen ihrer zollrechtlichen  Bestimmung 
näher zu regeln. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Änderungen internatio-
naler Zollübereinkommen oder -übereinkünfte, wel-
che insbesondere die vorübergehende Verwendung 
bestimmter Beförderungsmittel, die Beförderung von 
Waren unter Zollverschluß oder die Harmonisierung 
und Vereinfachung von Zollförmlichkeiten betreffen, 
in Kraft zu setzen. 

(3) Bis zum Inkrafttreten bereichsspezifischer 
gesetzlicher Regelungen darf die Zollverwaltung 
unbeschadet § 5 a Abs. 4 des Finanzverwaltungsgeset-
zes personenbezogene Daten nach Maßgabe des 
Bundesdatenschutzgesetzes erheben, verarbeiten 
und nutzen. 

§ 29 

Rechtsverordnungsermächtigung 
für die Anordnung außertariflicher Zollfreiheit 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung 

1. soweit das Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten dies vorsieht, Zollfreiheit anordnen 

a) für Waren, die aus einem neu beigetretenen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
in das übrige Zollgebiet der Gemeinschaft im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückkeh-
ren, 

b) für Waren, die Bordverpflegung für Schiffe, 
Luftfahrzeuge und inte rnationale Züge sind, 

c) für Waren, die zur üblichen Ausrüstung militä-
rischer Einheiten gehören, wenn sie von einer 
Truppeneinheit, einem einzelnen Schiff oder 
Luftfahrzeug mitgeführt werden, sowie für Ver-
teidigungsgut, das zur Durchführung von zwi-
schenstaatlichen Gemeinschaftsprogrammen 
verwendet wird, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

TEIL VIII 

Sonstige Ermächtigungen 

§ 28 

Rechtsverordnungsermächtigungen 
bar  Verfahrensregelungen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, zur Sicherung der Zollbelange durch Rechtsver-
ordnung die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich-
ten näher zu bestimmen und das Verfahren der 
zollamtlichen Überwachung in das oder aus dem 
Zollgebiet der Gemeinschaft sowie in die oder aus 
den Freizonen verbrachter Waren sowie den Erhalt 
ihrer zollrechtlichen Bestimmung näher zu regeln. 

(2) unverändert 

(3) Bis zum Inkrafttreten bereichsspezifischer 
gesetzlicher Regelungen darf die Zollverwaltung 
unbeschadet § 5 a Abs. 4 des Finanzverwaltungsgeset-
zes personenbezogene Daten nach Maßgabe des 
Bundesdatenschutzgesetzes erheben, verarbeiten 
und nutzen, soweit dies für Zwecke der zollamtlichen 
Überwachung nach diesem Gesetz erforderlich ist. 
Par  die Verarbeitung und Nutzung von für Zwecke 
der zollamtlichen Überwachung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten für andere Zwecke gelten § 14 
Abs. 2 bis 4 und §§ 15 bis 17 des Bundesdatenschutz-
gesetzes. 

§ 29 

unverändert 
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d) für Betriebsstoffe für Schienenfahrzeuge, die in 
diesen eingeführt werden und zur unmittelba-
ren Verwendung auf diesen Fahrzeugen be-
stimmt sind, 

e) unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
für Waren, für die nach zwischenstaatlichem 
Brauch kein Zoll erhoben wird, 

2. zum Schutz der be troffenen Wirtschaftskreise die 
Befreiung von Zöllen einschränken, soweit das 
Recht der Europäischen Gemeinschaften dies vor-
sieht. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann in den 
Fällen des Absatzes 1 die Zollfreiheit davon abhängig 
machen, daß bestimmte Nachweise bis zu bestimmten 
Zeitpunkten geführt werden und daß die Waren unter 
zollamtlicher Überwachung zu dem begüns tigten 
Zweck verwendet werden. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord-
nung für Waren mit Ursprung oder Herkunft aus 
Ländern, die keine Gegenseitigkeit gewähren, die 
Begünstigungen nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a 
bis d ausschließen oder einschränken. 

§ 30 

Rechtsverordnungsermächtigung 
für die Anordnung außertariflicher Zollfreiheit 

zur Förderung der Luft- und Schiffahrt 

Der Bundesminister der Finanzen kann zur Förde-
rung der Luftfahrt und der Schiffahrt durch Rechtsver-
ordnung Betriebsstoffe auch in anderen als in § 29 
geregelten Fä llen vom Zoll befreien, wenn sie unter 
zollamtlicher Überwachung für Luftfahrzeuge oder 
Schiffe verwendet werden. 

TEIL IX 

Zollordnungswidrigkeiten; 
Zollstraftaten und Zollordnungswidrigkeiten 

im Reiseverkehr 

§ 31 

Zollordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 382 Abs. 1 Nr. 1 
der Abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 eine Ware außerhalb einer 
Zollstraße einführt oder ausführt, entgegen § 2 
Abs. 3 Satz 1 außerhalb eines Zollandungsplatzes 
anlegt oder ablegt, entgegen § 2 Abs. 3 Satz 2 auf 
einer Zollstraße mit anderen Fahrzeugen oder mit 
dem Land in Verbindung tritt oder entgegen § 2 
Abs. 2 außerhalb eines Zollflugplatzes landet oder 
abfliegt, 

2. entgegen § 3 eine Ware außerhalb der Öffnungs-
zeiten einführt oder ausführt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 30 

unverändert 

TEIL IX 

Zollordnungswidrigkeiten; 
Zollstraftaten und Zollordnungswidrigkeiten 

im Reiseverkehr 

§ 31 

Zollordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 382 Abs. 1 Nr. 1 
der Abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 eine Ware außerhalb 
einer Zollstraße einführt oder ausführt, entgegen 
§ 2 Abs. 2 außerhalb eines Zollflugplatzes landet 
oder abfliegt, entgegen § 2 Abs. 3 Satz 1 außerhalb 
eines Zollandungsplatzes anlegt oder ablegt oder 
entgegen § 2 Abs. 3 Satz 2 auf einer Zollstraße mit 
anderen Fahrzeugen oder mit dem Land in Verbin-
dung tritt, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 eine Ware außerhalb der 
Öffnungszeiten einführt oder ausführt, 
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(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 382 Abs. 1 Nr. 2 
der Abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 21 in einer Freizone ohne besondere 
Erlaubnis des Hauptzollamts wohnt, 

2. entgegen § 22 in einer Freizone einen Bau ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts errichtet, wesent-
lich in seiner Bauart ändert oder anderes verwen-
det, 

3. entgegen § 15 Abs. 1 einen Bau ohne Zustimmung 
des Hauptzollamts errichtet oder ändert, 

4. entgegen § 10 Abs. 1 und 2 auf Verlangen eines 
Zollbediensteten nicht stehen bleibt oder sich nicht 
über seine Person ausweist, 

5. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 als Führer 
eines Beförderungsmittels auf Verlangen eines 
Zollbediensteten nicht hält oder es ihm nicht 
ermöglicht, von Bord oder an  Bord zu gelangen, 

6. entgegen § 25 Abs. 1 Handel mit unverzolltem oder 
unversteuertem Schiffs- oder Reisebedarf ohne 
schriftliche Erlaubnis des Hauptzollamts be treibt. 

§ 32 

Nichtverfolgung von Zollstraftaten 
und Zollordnungswidrigkeiten; 

Erhebung eines Zuschlags 

(1) Zollstraftaten und Zollordnungswidrigkeiten 
(§§ 369, 377 der Abgabenordnung), die im Reisever-
kehr über die Grenze im Zusammenhang mit der 
Zollbehandlung begangen werden, werden als solche 
nicht verfolgt, wenn sich die Tat auf Waren bezieht, 
die weder zum Handel noch zur gewerblichen Ver-
wendung bestimmt sind und deren Warenwert insge-
samt 600 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Täter 

1. die Waren durch besonders angebrachte Vorrich-
tungen verheimlicht oder an  schwer zugänglichen 
Stellen versteckt hält oder 

2. durch die Tat den Tatbestand einer Zollstraftat 
innerhalb von sechs Monaten zum wiederholten 
Male verwirklicht. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. entgegen § 10 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 
Satz 2 auf Verlangen eines Zollbediensteten nicht 
stehen bleibt oder sich nicht fiber seine Person 
ausweist, 

4. entgegen § 10 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 
Satz 3 oder 4 als Führer eines Beförderungsmittels 
auf Verlangen eines Zollbediensteten nicht hält 
oder es ihm nicht ermöglicht, an Bord oder von 
Bord zu gelangen. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 382 Abs. 1 Nr. 2 
der Abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 2 auf Verlangen eines 
Zollbediensteten nicht stehen bleibt oder sich nicht 
über seine Person ausweist, 

2. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 3 oder 4 als Führer eines 
Beförderungsmittels auf Verlangen eines Zollbe-
diensteten nicht hält oder es ihm nicht ermöglicht, 
an Bord oder von Bord zu gelangen, 

3. entgegen § 15 Abs. 1 Satz 1 einen Bau ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts erricht et oder 
ändert, 

4. entgegen § 21 Satz 1 in einer Freizone ohne 
besondere Erlaubnis des Hauptzollamts wohnt, 

5. entgegen § 22 Satz 1 in einer Freizone einen Bau 
ohne Zustimmung des Hauptzollamts errichtet, 
wesentlich in seiner Bauart ändert oder anderes 
verwendet, 

6. im grenznahen Raum, in einem der Grenzaufsicht 
unterworfenen Gebiet oder in einer Freizone 
entgegen § 25 Abs. 1 Satz 1 Handel mit Nichtge-
meinschaftswaren oder unversteuerten Waren, die 
zur Verwendung als Schiffs- oder Reisebedarf 
bestimmt sind, ohne schriftliche Erlaubnis des 
Hauptzollamts betreibt. 

§ 32 

unverändert 
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(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann ein Zuschlag 
bis zur Höhe der Einfuhrabgaben, höchstens jedoch 
bis zu 300 Deutsche Mark erhoben werden. 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

Die §§ 1, 68 bis 73, 75 und 79a Abs. 2 Nr. 13 bis 16 
des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737), das 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 25. Juli 1989 
(BGBl. I S. 1541) geändert worden ist, werden gestri-
chen. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
in Kraft, sobald der Zollkodex der Gemeinschaften 
(ABI. EG Nr. L  /  vom . . ., S. . . .) vollständig 
anwendbar ist. Der Bundesminister der Finanzen gibt 
diesen Tag im Bundesgesetzblatt bekannt. An dem in 
Satz 2 genannten Tag tritt das Zollgesetz in der sich 
aus Artikel 2 ergebenden Fassung außer Kraft. 

(2) Artikel 1 §§ 1, 5 Abs. 1, §§ 10, 12, 14, 15, 16, 19, 25 
und 31 Abs. 2 Nr. 3 bis 6 sowie Artikel 2 treten am 
1. Januar 1993 in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
in Kraft, sobald der Zollkodex der Gemeinschaften 
(ABI. EG Nr. L 302 vom 19. Oktober 1992, S. 1) im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes vollständig an-
wendbar ist. Der Bundesminister der Finanzen gibt 
diesen Tag im Bundesgesetzblatt bekannt. An dem in 
Satz 2 genannten Tag tritt das Zollgesetz in der sich 
aus Artikel 2 ergebenden Fassung außer Kraft. 

(2) Artikel 1 § § 1, 5 Abs. 1 und Abs. 3, §§ 10, 12, 14, 
15, 16, 19, 25 und 31 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 2 
Nr. 1, 2, 3 und 6 sowie Artikel 2 treten am 1. Januar 
1993 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Claus Jäger und Lydia Westrich 

I. Allgemeines 

1. Verfahrensablauf 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
eingebrachte Entwurf eines Zollrechtsänderungsge-
setzes — Drucksache 12/3436 — wurde vom Deut-
schen Bundestag in dessen 115. Sitzung am 29. Okto-
ber 1992 zur federführenden Beratung an den Finanz-
ausschuß sowie zur Mitberatung an den Rechtsaus-
schuß und den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 
Der von der Bundesregierung eingebrachte, mit der 
Gesetzesvorlage der Koalitionsfraktionen identische 
Entwurf eines Zollrechtsänderungsgesetzes — Druck-
sache 12/3734 — wurde in der 122. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. November 1992 
gleichfalls zur federführenden Beratung an  den 
Finanzausschuß und ebenfalls zur Mitberatung an 
den Rechtsausschuß und den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 11. November 
1992 zu der Vorlage in den beiden Drucksachen 
votiert. Der Finanzausschuß hat die Gesetzentwürfe 
am 24. November 1992 beraten. Der Rechtsausschuß 
hat am 25. November 1992 zu den Vorlagen Stellung 
genommen. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Wesentlicher Inhalt der Vorlage ist der Entwurf eines 
Zollverwaltungsgesetzes (ZollVG), der die zum Teil 
veränderte Aufgabenstellung der Zollverwaltung 
nach Verwirklichung des Binnenmarktes berücksich-
tigen und das deutsche Zollgesetz von 1961 ersetzen 
soll. Der Gesetzentwurf trägt der Einführung des 
neuen Verbrauchsteuersystems, das die steuerliche 
Erfassung von Waren im innergemeinschaftlichen 
Warenaustausch in das Binnenland verlagert, in § 1 
Rechnung. Dieser legt die steuerliche Überwachung 
des innergemeinschaftlichen Beförderungsverfah-
rens hinsichtlich verbrauchsteuerpflichtiger Waren 
sowie die Verhinderung von Umgehungen und Miß-
bräuchen in diesem Verfahren als neuen Auftrag der 
Zollverwaltung fest. Als weitere Aufgabe der Zollver-
waltung sieht die genannte Vorschrift vor, die Einhal-
tung der nationalen und gemeinschaftsrechtlichen 
Verbote und Beschränkungen für den Warenverkehr 
über die Grenze zu überwachen. Ferner bestimmt § 10 
des Gesetzentwurfs als Konsequenz der Beseitigung 
der Zollkontrollen an den Binnengrenzen, daß die 
Zollbehörden ermächtigt sind, unter bestimmten tat-
sächlichen Voraussetzungen im gesamten Geltungs-
bereich des Gesetzes die in der genannten Vorschrift 
festgelegten Kontrollen vorzunehmen. Diese Kontrol-
len dienen dem Schutz des Abgabenaufkommens 
sowie zur Vermeidung von Sicherheitsdefiziten im 

Bereich der Einfuhr-, Durchfuhr- und Ausfuhrverbote. 
Weiterhin beinhaltet der Gesetzentwurf in § 17 
Bestimmungen über die Defini tion, Aufgabenberei-
che und Zuständigkeiten von Zollstellen. Hierbei 
handelt es sich um einzelne Regelungszuständigkei-
ten, die der Zollkodex der Gemeinschaft den Mitglied-
staaten eingeräumt hat. Schließlich soll mit der Schaf-
fung einer Verordnungsermächtigung für die Anord-
nung außertariflicher Zollfreiheit in § 29 von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, Zollrechts-
materien zu regeln, die nach dem europäischen 
Gemeinschaftsrecht weiterhin der nationalen Gesetz-
gebungskompetenz unterliegen. 

3. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat keine Einwendungen gegen den 
Gesetzentwurf in Drucksache 12/3734 erhoben. 

4. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

a) Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat keine verfassungsrechtlichen 
oder sonstigen rechtlichen Bedenken gegen den 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. und der Bundesregierung erhoben. 

b) Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. und der 
Bundesregierung einstimmig angenommen. 

5. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß empfiehlt ein-
stimmig die Annahme des Gesetzentwurfs, den er 
jedoch in einigen Punkten geändert hat. Diese Ände-
rungen berühren aber nicht die Substanz der Vorlage. 
Sie sind weitgehend redaktioneller Art oder dienen 
der Präzisierung. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN war bei der Beratung des Gesetzentwurfs im 
Finanzausschuß nicht anwesend. 

II. Einzelbegründung 

Die gegenüber den beiden Gesetzentwürfen be-
schlossenen Änderungen und Ergänzungen werden 
im einzelnen wie folgt erläutert: 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/3860 

Zu Artikel 1 — Zollverwaltungsgesetz (ZollVG) 

Zu § 1 (Aufgaben der Zollverwaltung) 

Zu Absatz 1 Satz 4 

Redaktionelle Ergänzung. 

Zu Absatz 3 

1. Durch die Ergänzung wird klargestellt, daß sich die 
Überwachung sowohl auf die gemeinschaftsrecht-
lich geregelten als auch auf die nationalen Verbote 
und Beschränkungen bezieht. 

2. Redaktionelle Änderung. 

Zu § 2 (Verkehrswege) 

Zu Absatz 1 Satz 1 und zu Absatz 4 Satz 1. 

Die Einfügung ist wie bei § 1 Abs. 1 Satz 1 notwendig, 
da Freizonen nach Gemeinschaftsrecht nunmehr zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören. 

Zu Absatz 3 Satz 2 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 3 (Zeitliche Beschränkung der Ein- und 
Ausfuhr) 

Zu Absatz 1 

Die Einfügung ist wie bei § 1 Abs. 1 Satz 1 notwendig, 
da Freizonen nach Gemeinschaftsrecht nunmehr zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören. 

Zu § 4 (Gestellung) 

Zu Absatz 2 Satz 2 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 6 (Zolltarif) 

Zu Absatz 6 

1. Das Merkmal der deutschen Tarifhoheit ist über-
flüssig, weil die Regelung voraussetzt, daß die 
Bundesrepublik Deutschl and durch Rechtsakte der 
Gemeinschaft zur Änderung des Zolltarifs ver-
pflichtet oder ermächtigt wird. 

2. Redaktionelle Änderungen. 

Zu § 7 (Nichtannahme der Zollanmeldung) 

Zu Absatz 1 Nr. 3 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 10 (Zollamtliche Überwachung) 

Zu Absatz 1 Satz 1 

Redaktionelle Änderung. Verstöße gegen § 10 Abs. 1 
sollen als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden. Für 
den Bußgeldtatbestand des § 31 ist es erforderlich, die 
Gebotsnorm des bisherigen Satzes 1 Halbsatz 2 in 
einen eigenen Satz zu fassen. 

Zu Absatz 5 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 12 (Weiterleitungsbefugnis) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 13 (Verwertung von Waren) 

Zu Absatz 1 

Die Änderungen dienen der Klarstellung. 

Zu Absatz 2 

Diese besondere Regelung wird durch den Zollkodex 
und seine Durchführungsbestimmungen überlagert. 

Zu Absatz 3 

Durch den Hinweis auf Artikel 56 des Zollkodex wird 
die Rechtsgrundlage für diese Regelung angegeben. 
Im übrigen redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Absatz 4 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu § 14 (Grenznaher Raum) 

Zu Absatz 1 Satz 1 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Absatz 4 Satz 1 

1. Notwendige Ergänzung. Es müssen alle Flugplätze 
mit Drittlandsflugverkehr — d. h. sowohl Zollflug-
plätze als auch andere verkehrsrechtlich zugelas-
sene Flugplätze — in die Grenzaufsicht einbezogen 
werden. 

2. Redaktionelle Änderung. 

3. Redaktionelle Änderung. 
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Zu § 17 (Zollbehörden und Zollstellen; 
Grenzaufsichtsdienst) 

Zu Absatz 4 Satz 1 

Redaktionelle Änderung. Da Freizonen und Flug-
plätze nach § 14 Abs. 4 der Grenzaufsicht unterworfen 
werden können, ist ihre besondere Erwähnung in § 17 
Abs. 4 überflüssig. 

Zu § 20 (Freizonen) 

Zu Absatz 2 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 22 (Bauten in Freizonen) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 23 (Überwachung der Freizonen) 

Redaktionelle Änderung der Wortreihenfolge. 

Zu § 24 (Helgoland) 

Zu Absatz 2 Satz 2 

1. Redaktionelle Änderung. 

2. Die Ergänzung stellt klar, daß auf Helgoland 
Betriebe wie bisher nicht nur bezüglich Nicht-
gemeinschaftswaren, sondern auch hinsichtlich 
unversteuerter Gemeinschaftswaren zollamtlich 
überwacht werden dürfen. 

Zu § 26 (Versand) 

Zu Absatz 2 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 27 (Abgabenerhebung zum Pauschsatz) 

Zu Absatz 2 

1. Die Frage, ob Artikel 81 des Zollkodex auf natio-
nale Einfuhrabgaben, deren Aufkommen den Bun-
desländern zusteht, entsprechend angewendet 
werden soll, ist nicht im Zollverwaltungsgesetz, 
sondern ggf. in den betreffenden Verbrauchsteuer-
gesetzen zu regeln. 

2. Redaktionelle Änderung. 

Zu § 28 (Rechtsverordnungsermächtigungen für 
Verfahrensregelungen) 

Zu Absatz 1 

1. Die Einfügung ist wie bei § 1 Abs. 1 Satz 1 not-
wendig, da Freizonen nach Gemeinschaftsrecht 
nunmehr zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehö-
ren. 

2. Redaktionelle Änderung. 

Zu Absatz 3 

Die Formulierung dient der Konkretisierung der 
datenschutzrechtlichen Pflichten bis zum Inkrafttre-
ten der bereichsspezifischen Regelungen für den 
Datenschutz. 

Zu § 31 (Zollordnungswidrigkeiten) 

Zu Absatz 1 und 2 

Allgemeines 

Die einzelnen Ziffern des § 31 werden — ohne 
inhaltliche Änderung — neu geordnet und präzisiert, 
um insbesondere der Rechtsgrundlage des § 382 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Abgabenordnung Rechnung zu 
tragen. 

Im einzelnen 

1. Zu § 31 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 

Die redaktionelle Änderung des § 10 [siehe 
Umdruck-Nr. 7 zu a)] wurde berücksichtigt. 

2. Der ungenehmigte Handel mit unverzolltem oder 
unversteuertem Schiffs- oder Reisebedarf ist nach 
der Neufassung nur noch dann ahndbar, wenn er 
im grenznahem Raum, in einem der Grenzaufsicht 
unterworfenen Gebiet oder in einer Freizone 
betrieben wird (§ 31 Abs. 2 Nr. 6). Das entspricht 
der bisherigen Rechtslage. 

3. § 31 Abs. 2 Nr. 6 wurde redaktionell überarbei-
tet. 

Zu Artikel 3 — Inkrafttreten 

Zu Absatz 1 Satz 1 

1. Redaktionelle Änderung. 

2. Die Einfügung dient der Klarstellung. Im Grund-
satz ist der Zollkodex in der Gemeinschaft ab 
1. Januar 1994 vollständig anwendbar, davon ist 
jedoch in Artikel 253 Unterabsatz 3 für das Ver-
einigte Königreich eine Ausnahme vorgesehen. 
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Zu Absatz 2 

1. § 5 Abs. 3 enthält eine Klarstellung in bezug auf § 5 
Abs. 1 und muß gemeinsam mit dieser Bestimmung 
in Kraft treten. 

2. Redaktionelle Folgeänderung zu der Neuordnung 
des § 31 Abs. 1 und 2. 

Bonn, den 25. November 1992 

Claus Jäger 

Berichterstatter 

Lydia Westrich 

Berichterstatterin 








